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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Im Februar 2019 gab die RK-NR mit 17 zu 7 Stimmen einer parlamentarischen Initiative
Stamm (svp, AG) Folge, mit der die Führung eines Doppelnamens wieder ermöglicht
werden sollte. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.02.2019
KARIN FRICK

Mit Stichentscheid des Präsidenten folgte die RK-SR im Februar 2020 dem Beschluss
ihrer Schwesterkommission und gab der parlamentarischen Initiative Stamm (svp, AG)
Folge, die zum Ziel hatte, Eheleuten das Führen eines Doppelnamens wieder zu
ermöglichen. Diese laut Begründung des Initianten inzwischen vermisste Möglichkeit
war mit Inkrafttreten des neuen Namensrechts 2013 abgeschafft worden. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.02.2020
KARIN FRICK

In Umsetzung einer angenommenen parlamentarischen Initiative Stamm (svp, AG)
eröffnete die RK-NR im Juni 2022 die Vernehmlassung über eine Änderung des
Zivilgesetzbuches, mit der es Eheleuten wieder ermöglicht werden soll, einen
Doppelnamen zu führen. Der Vorentwurf schlägt zwei verschiedene Lösungen vor: Die
«kleine Lösung» käme einer Rückkehr zur Doppelnamenregelung vor 2013 gleich;
derjenige Ehepartner, dessen Name nicht zum Familiennamen wird, soll seinen
bisherigen Namen dem Familiennamen voranstellen und so einen Doppelnamen bilden
können. Mit der «grossen Lösung» könnten künftig beide Ehegatten einen
Doppelnamen führen, wobei der Name des Partners oder der Partnerin dem eigenen
Namen nachgestellt wird. Wird einer der beiden Namen zum Familiennamen gewählt,
könnte der andere der beiden Namen dem Familiennamen nachgestellt werden. Alle
Doppelnamen könnten wahlweise mit oder ohne Bindestrich geschrieben werden. Die
Namensführung der Kinder soll hingegen unverändert bleiben, für sie sind keine
Doppelnamen vorgesehen. Die Vernehmlassung läuft bis am 8. Oktober 2022. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2022
KARIN FRICK

Nachdem sie im Sommer 2022 eine Vorlage zur Umsetzung der parlamentarischen
Initiative Stamm (svp, AG) zur Ermöglichung von Doppelnamen bei der Heirat in die
Vernehmlassung gegeben hatte, beantragte die RK-NR ihrem Rat, die Frist zur
Ausarbeitung einer Vorlage um zwei Jahre zu verlängern. Der Nationalrat kam diesem
Begehren in der Herbstsession 2022 stillschweigend nach. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2022
KARIN FRICK

In Umsetzung der parlamentarischen Initiative Stamm (svp, AG) legte die RK-NR im
November 2023 einen Entwurf zur Änderung des Zivilgesetzbuches vor. Die darin
geregelte Namensführung von Eheleuten und Paaren in eingetragener Partnerschaft soll
um die Möglichkeit eines amtlichen Doppelnamens erweitert werden. Wie sie in ihrem
Bericht erklärte, orientierte sich die Kommission an der in der Vernehmlassung am
besten aufgenommenen Variante und bezog auf Anregung eines grossen Teils der
Stellungnehmenden zusätzlich die Kinder mit ein. 
Neu sollen sich beide Partner unabhängig voneinander für einen Doppelnamen mit oder
ohne Bindestrich entscheiden können, wobei der Name des Partners bzw. der Partnerin
dem eigenen Namen angefügt, nicht vorangestellt, wird. Wählt das Paar einen der
beiden Ledig- oder bisherigen Namen zum Familiennamen, muss dieser im
Doppelnamen an erster Stelle stehen. Ist dieser Name bereits ein Doppelname, kann
kein dritter Name hinzugefügt werden. Im Doppelnamen können nicht mehr als zwei
Namen getragen werden. Trägt eine der beiden Personen bereits vor der
Eheschliessung bzw. Eintragung der Partnerschaft einen Doppelnamen, muss sie sich
für einen davon entscheiden, um einen neuen Doppelnamen bilden zu können. Davon
ausgenommen sind historisch gewachsene, sogenannte echte Doppelnamen.
Ein Doppelname kann auch zum Familiennamen erklärt werden. In diesem Fall tragen
beide Partner sowie die gemeinsamen Kinder den gleichen Doppelnamen. Wird kein
Familienname bestimmt oder sind die Eltern nicht verheiratet, können gemeinsame
Kinder künftig dennoch einen Doppelnamen tragen, der sich aus den Namen der Eltern
zusammensetzt, wobei alle Geschwisterkinder denselben Namen tragen müssen. Wenn

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.11.2023
KARIN FRICK
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bei unverheirateten Eltern ein Elternteil bereits einen Doppelnamen trägt, zum Beispiel
durch eine frühere Heirat, kann dieser ebenfalls an die Kinder weitergegeben werden.
Angepasst werden muss darüber hinaus die Regelung für das Bürgerrecht der Kinder. Im
Grundsatz sollen die Kinder wie bisher das Kantons- und Gemeindebürgerrecht
desjenigen Elternteils erhalten, von dem sie den Namen übernehmen. Kinder mit
Doppelnamen, der sich aus den Namen beider Elternteile zusammensetzt, sollen neu
beide mit den Namen verknüpfte Kantons- und Gemeindebürgerrechte erhalten. Dies
werde bereits heute so gehandhabt, wenn Kinder nach ausländischem Namensrecht die
Namen beider Elternteile erhielten, führte die Kommission im Bericht aus.
Mit der Einführung der amtlichen Doppelnamen wird der gewohnheitsrechtliche, nicht
amtliche Allianzname abgeschafft. Statt eines Allianznamens soll künftig ein
Doppelname mit Bindestrich geführt werden können, der sowohl im Ausweis als auch
im Personenstandsregister so eingetragen wird. Für bereits nach bisherigem Recht
verheiratete oder in eingetragener Partnerschaft lebende Personen ist die Möglichkeit
vorgesehen, dass sie den gewohnheitsrechtlich geführten Allianznamen als amtlichen
Namen eintragen lassen können. Alternativ sollen sie durch einfache Erklärung einen
Doppelnamen nach neuem Recht bilden können.
Der Entwurf wird nun dem Bundesrat zur Stellungnahme unterbreitet. 5

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Jahresrückblick 2021: Soziale Gruppen

Eine überaus wichtige Neuerung im Themenbereich der sozialen Gruppen wurde 2021
für gleichgeschlechtliche Paare eingeführt. Im September nahm die Stimmbevölkerung
mit einem deutlichen Ja-Anteil von 64 Prozent die «Ehe für alle» an. Neben der
Möglichkeit der Eheschliessung waren damit für gleichgeschlechtliche Paare weitere
Ungleichheiten im Familienleben beseitigt worden: In Zukunft ist es auch ihnen
möglich, gemeinsam ein Kind zu adoptieren, zudem erhalten verheiratete Frauenpaare
Zugang zur Samenspende. Die Relevanz dieser Abstimmung widerspiegelt sich im
Ergebnis der APS-Zeitungsanalyse 2021, die einen diesem Ereignis geschuldeten
Höchststand an Artikeln zur Familienpolitik im Abstimmungsmonat aufzeigt (vgl.
Abbildung 1 im Anhang). Kein anderes Thema im Bereich der sozialen Gruppen erzielte
im beobachteten Jahr eine ähnlich hohe mediale Aufmerksamkeit. 

Erstmals in der Geschichte der Schweizer Frauen- und Gleichstellungspolitik
veröffentlichte der Bundesrat 2021 eine nationale Gleichstellungsstrategie, die jedoch
von Frauenorganisationen und linken Parteien kritisiert wurde. Ferner gaben die
Kommissionen einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die befristete
Finanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung durch eine dauerhafte, vom
Bund unterstützte Lösung ersetzen will. Der 2022 vorzulegende Entwurf soll die Eltern
bei der Finanzierung der Betreuungsplätze massgeblich entlasten und somit zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen. Gleichzeitig wurden
im Berichtsjahr aber verschiedene Vorstösse mit ähnlichen, bereits konkreter
ausformulierten Vorstellungen in Form einer parlamentarischen Initiative, einer
Standesinitiative und einer Motion abgelehnt. Ebenfalls zur Verbesserung der Stellung
der Frauen im Beruf beitragen soll die 2018 geschaffene Revision des
Gleichstellungsgesetzes, mit der Unternehmen mit über 100 Mitarbeitenden zur
Durchführung von Lohnanalysen verpflichtet worden waren. Erste, im August 2021
publizierte Analyseergebnisse von ausgewählten Unternehmen zeichneten ein positives
Bild, das jedoch unter anderem wegen fehlender Repräsentativität in Zweifel gezogen
wurde. Nach wie vor sind Unternehmen nicht verpflichtet, die Ergebnisse ihrer
Lohnanalysen an den Bund zu übermitteln. Gegen eine entsprechende Regelung hatte
sich der Ständerat im Juni erfolgreich gewehrt.

Nachdem im Vorjahr der zweiwöchige Vaterschaftsurlaub in einer Volksabstimmung
angenommen worden war, gingen die politischen Diskussionen rund um die
Ausdehnung von Urlaubsmöglichkeiten für Eltern 2021 weiter. Eine Standesinitiative
aus dem Kanton Jura und eine parlamentarische Initiative mit diesem Ziel stiessen im
Parlament indes auf wenig Gehör. Der Nationalrat verabschiedete jedoch ein
Kommissionspostulat, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer Elternzeit
aufzeigen soll. In den Räten setzte sich zudem mit Annahme einer Vorlage zum

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
MARLÈNE GERBER
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Adoptionsurlaub eine langjährige Forderung in der Minimalvariante durch: Eltern, die
ein Kind unter vier Jahren adoptieren, haben künftig Anrecht auf einen zweiwöchigen
Urlaub. 

Auch das Thema der Gewalt gegen Frauen blieb 2021 auf der politischen Agenda,
immer wieder angetrieben durch Zeitungsberichte über häusliche Gewalt und
Femizide. Das Parlament überwies drei Motionen, welche die Bereitstellung eines 24-
stündigen Beratungsangebots für von Gewalt betroffene Personen forderten, wozu sich
die Schweiz 2017 im Rahmen der Ratifikation der Konvention von Istanbul verpflichtet
hatte. Ein Zeichen gegen Gewalt gegen Kinder und Jugendliche setzte der Nationalrat
auch durch Befürwortung einer Motion, die das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung im
Zivilgesetzbuch verankern möchte. Der Ständerat äusserte sich bis Ende Jahr noch
nicht zum Geschäft. Ebenfalls kam es zu breiten medialen Vorwürfen bezüglich Gewalt
in Bundesasylzentren, woraufhin das SEM einen Bericht erarbeiten liess. 

Nicht zuletzt wurde im Berichtsjahr mit verschiedensten Publikationen und Aktionen
auf das 50-jährige Bestehen des Frauenstimm- und -wahlrechts Bezug genommen. Mit
Corona-bedingter Verspätung fand im September die offizielle Feier des Bundes statt.
Ende Oktober tagte zum zweiten Mal nach 1991 die Frauensession, die insgesamt 23
Forderungen zu unterschiedlichen Themen als Petitionen verabschiedete. Darüber
hinaus wurde an diesen Anlässen auch über die Gewährung politischer Rechte an
weitere Gruppen diskutiert, so etwa an Personen ohne Schweizer Pass, Minderjährige
und Menschen mit einer Beeinträchtigung. Bezüglich Letzteren nahm der Ständerat im
Herbst 2021 ein Postulat an, das den Bundesrat aufforderte, Massnahmen aufzuzeigen,
damit auch Menschen mit einer geistigen Behinderung uneingeschränkt am politischen
und öffentlichen Leben teilhaben können.

Wie die APS-Zeitungsanalyse 2021 zeigt, erhielten Fragen rund um die Familien- und
Gleichstellungspolitik im Jahr 2021 im Gegensatz zu Fragen zur Asyl- und
Migrationspolitik überaus starke mediale Aufmerksamkeit. Der Zeitvergleich macht
überdies deutlich, dass die Berichterstattung im Bereich Asyl und Migration über die
letzten Jahre konstant an Bedeutung eingebüsst hat. 

Dieses fehlende Interesse der Medien ist ob der umstrittenen Gesetzesänderungen des
Parlaments im Bereich Asylpolitik, welche die Grundrechte der Asylsuchenden
einschränkten, bemerkenswert. So können Schweizer Behörden künftig mobile Geräte
der Asylsuchenden verwenden, um beim Fehlen von Ausweispapieren Rückschlüsse auf
die Identität einer Person zu gewinnen. Dieser Beschluss provozierte eine negative
Reaktion des UNHCR. Zudem schuf das Parlament ein Reiseverbot für vorläufig
aufgenommene Personen und entschied, dass Personen in Ausschaffungshaft zum
Wegweisungsvollzug zur Durchführung eines Covid-19-Tests gezwungen werden
können. Unterschiedliche Ansichten vertraten die beiden Räte in Bezug auf junge
Asylbewerbende. So lehnte es der Ständerat ab, die Administrativhaft für Minderjährige
abzuschaffen, nachdem sich der Nationalrat für diese Forderung im Vorjahr noch offen
gezeigt hatte. Ebenso setzte sich der Nationalrat im Berichtsjahr durch Unterstützung
einer Motion dafür ein, dass Personen mit abgewiesenem Asylentscheid ihre berufliche
Ausbildung beenden dürfen, während sich der Ständerat nach der Beratung einer
anderen Motion gegen diese Möglichkeit aussprach. Schliesslich wollte der Ständerat
den Familiennachzug von Schutzbedürftigen erschweren, wogegen sich der Nationalrat
aber erfolgreich sträubte. Im Sammelstadium scheiterte überdies eine Volksinitiative
des ehemaligen Nationalrats Luzi Stamm, gemäss welcher Asylbewerbende in der
Schweiz nur noch mit Sachleistungen hätten unterstützt werden sollen: Seine
Volksinitiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich», die in erster Linie Flüchtlingen primär in
der Nähe der Krisengebiete und nicht in der Schweiz helfen wollte, scheiterte an den
direktdemokratischen Hürden. 6

1) Medienmitteilung RK-NR vom 15.2.19
2) Medienmitteilung RK-SR vom 12.2.20; Pa.Iv. 17.523
3) Erläuternder Bericht der RK-NR; Medienmitteilung RK-NR vom 17.6.22; Medienmitteilung RK-NR vom 20.5.22
4) AB NR, 2022, S. 1861; Bericht RK-NR vom 19.8.22
5) BBl, 2024 260; Medienmitteilung RK-NR vom 17.11.23
6) APS-Zeitungsanalyse 2021 – Soziale Gruppen
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